
Angaben zum Mitglied: Betreiber (Konzessionär), Musiker, etc.

      natürliche Person (Einzelunternehmer/in, Gbr, Musiker/in, etc. )                             juristische Person (GmbH, KG, AG, UG, etc.)

Anrede    	                      Vor- u. Nachname (bei natürlicher Person), Firmenname (bei juristischer Person)     Geburtsdatum (bei natürlicher Person)

Straße  	   	                                                                  Hausnr. 	    Postleitzahl 	                Ort

Telefon		                                                       Mobil		                                                      Fax

E-Mail		                                                                                                  Internetadresse

Vor- und Nachname des gesetzlichen Vertreters (nur bei juristischen Personen)

SEPA-Lastschriftsmandat: Ich ermächtige den Bund der Gemazahler e. V., Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise 
ich mein Kreditinstitut an, die vom Bund der Gemazahler e.V. auf mein Konto gezogene Lastschriften einzulösen. Ich kann innerhalb von acht Wochen, 
beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten
Bedingungen.

Kontoinhaber	 IBAN

Bank	 BIC

Ort, Datum	 Unterschrift des Kontoinhabers

Postfach 1101 ·  94451 Deggendorf
Tel. 	0991/ 37 19 266 ·  Fax 0991/ 37 91 159
www.gemazahler.de ·  kontakt@gemazahler.de

BEITRITTSERKLÄRUNG

Ja, ich werde Mitglied ab    

Angaben zum Betrieb: Gastronomie, Einzelhandel, Friseur, etc.

Betriebsname 	                                                                                                 Art (Restaurant, Disko, Bar, Friseur, Praxis, etc.)

Straße                                                                                           Hausnr. 	    Postleitzahl 	                Ort	

Bund der
Gemazahler e.V.

Mitgliedsnummer / wird vom BdG ausgefüllt

vermittelt durch Brechtl GmbH

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
Ich willige ein, dass der Bund der Gemazahler e.V. im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus den Antragsunterlagen ergeben, zur eigenen 
Stammdaten- und Beitragsverwaltung verwendet. Die Weitergabe meiner Daten an Dritte, mit Ausnahme von Vereinspartnern, ist ausgeschlossen. 
Durch die Mitteilung meiner E-Mail-Adresse erkläre ich mich weiterhin einverstanden, via Mail Mitgliederinformationen vom Bund der Gema-
zahler e.V. zu erhalten. Ich erhalte auf Anfrage Auskunft über meine beim Bund der Gemazahler e.V. gespeicherten Daten und kann ggf. deren 
Berichtigung, Löschung oder Sperrung verlangen. Sollte ich im Nachhinein Einwände gegen die Verarbeitung oder Nutzung meiner Daten haben, 
kann ich dem kostenfrei widersprechen.

Sitz des Vereins: Deggendorf, Registergerichtnummer VR 200260

Ich erkläre, die Satzung des Bund der Gemazahler e.V. anzuerkennen. Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Deggendorf.
Eine Kündigung ist mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Mitgliedschaftsjahres schriftlich möglich.

Mitgliedsbeitrag pro Jahr:   89,25 € inkl. 19 MwSt. (= netto 75,00 €)
Der Mitgliedsbeitrag schließt bis zu 5 Betriebe (Nutzungsorte) des Mitglieds ein.

Ort, Datum	                                                                                                 Unterschrift Mitglied / Geschäftsführer       
Stand: 01/2018

Monat / Jahr  (z.B. 01/2018)            



§ 11 Die Mitgliederversammlung
In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied – auch ein Ehrenmitglied – eine 
Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich 
bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung 
gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde 
Stimmen vertreten. Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende 
Angelegenheiten zuständig: 1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten 
Haushaltsplans für das nächste Geschäftsjahr; Entgegennahme des Jahres-
berichts des Vorstands; Entlastung des Vorstands; 2. Festsetzung der Höhe 
und der Fälligkeit des Jahresbeitrags; 3. Wahl und Abberufung der Mitglieder 
des Vorstands; 4. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die 
Auflösung des Vereins; 5. Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die 
Ablehnung des Aufnahmeantrags sowie über die Berufung gegen einen 
Ausschließungsbeschluss des Vorstands; 6. Ernennung von Ehrenmitgliedern. In 
Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstands fallen, kann 
die Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der 
Vorstand kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die 
Meinung der Mitgliederversammlung einholen. 

§ 12 Die Einberufung der Mitgliederversammlung
Mindestens einmal innerhalb eines Jahres, möglichst im letzten Quartal, soll die 
ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter 
Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich oder auf elektronischem Wege 
unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die 
Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben 
gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein 
schriftlich bekanntgegebene Adresse oder email-Adresse gerichtet ist. Statt der 
schriftlichen Ladung kann die Ladung auch durch öffentliche Bekanntgabe unter 
Angabe der Tagesordnung im Bundesanzeiger erfolgen. Die Bekanntgabe hat 
ebenfalls unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen zu erfolgen. Die Tagesordnung 
setzt der Vorstand fest. 

§ 13 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
vom 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein 
Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei 
Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der 
vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. Der 
Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum Protokollführer kann 
auch ein Nichtmitglied bestimmt werden. Die Art der Abstimmung bestimmt der 
Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn 
ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies 
beantragt. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter 
kann Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des 
Fernsehens sowie einen Internetauftritt beschließt die Mitgliederversammlung. Die 
Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer 
Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Viertel 
der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche von 
vier Fünfteln erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit 
Zustimmung aller Mitglieder beschlossen werden.  Die schriftliche Zustimmung der 
in der Mitgliederversammlung nicht erschienenen Mitglieder kann nur innerhalb 
eines Monats gegenüber dem Vorstand erklärt werden. Für Wahlen gilt folgendes: 
Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche 
die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. Stellen sich bei Wahlen 
für die zur Wahl stehenden Ämter für jedes Amt nur ein Bewerber, so kann die 
Mitgliederversammlung alle Bewerber im Block abstimmen, wenn nicht mehr als 
die Hälfte der stimmberechtigten anwesenden Mitglieder dem widerspricht. Über 
die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 
jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen  ist. Es 
soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person 
des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der erschienenen 
Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art 
der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben 
werden.  

§ 14 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mit-
gliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere 
Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Sobald 
der Verein über mehr als 100 Mitglieder verfügt, bedarf es hierfür eines Antrags 
von mindestens 10 Mitgliedern. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der 
Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über 
Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung 
gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des 
Antrags ist eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen 
erforderlich. 

§ 15 Außerordentliche Mitgliederversammlungen
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es 
erfordert oder wenn die Einberufung von einem Fünftel aller Mitglieder schriftlich 
unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für 
die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die § 11, 12, 13 und 14 
entsprechend. 

§ 16 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der 
im § 13 festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mit-
gliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und der 
stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 
Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein 
aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. Die 
vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom 16. Oktober 
2011 errichtet.

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr
Der Verein führt den Namen „Bund der Gemazahler“ und soll in das Vereinsregister 
eingetragen werden; nach der Eintragung führt er den Zusatz „e. V.“. Der Verein 
hat seinen Sitz in Deggendorf. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Der Zweck des Vereins
Zweck des Vereins ist die Unterstützung und Interessenvertretung der Mitglieder 
gegenüber der Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische 
Vervielfältigungsrechte (GEMA), Unterstützung bei der Nutzung von GEMA-
pflichtigen Werken und deren Optimierung sowie die Förderung der Nutzung des 
GEMA-Repertoires.

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche oder juristische Person 
werden. Über den schriftlichen Antrag entscheidet der Vorstand. Gegen den 
ablehnenden Bescheid des Vorstands, der mit Gründen zu versehen ist, kann der 
Antragsteller Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats ab 
Zugang des ablehnenden Bescheids schriftlich beim Vorstand einzulegen. Über 
die Beschwerde entscheidet die nächste ordentliche Mitgliederversammlung. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft endet a) mit dem Tod oder Auflösung des Mitglieds; b) durch 
freiwilligen Austritt; c) durch Streichung von der Mitgliederliste; d) durch Ausschluss 
aus dem Verein; e) durch Zahlungsrückstand. Der freiwillige Austritt erfolgt durch 
schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vorstands. Er  ist nur zulässig 
mit einer Frist von 3 Monaten zum Ende des Monats, das dem Monat seines Beitritts 
entspricht. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste 
gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des 
Beitrags im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem 
seit der Absendung des zweiten Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die 
Beitragsschulden nicht beglichen sind. Die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen. 
Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen 
hat, durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. 
Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen 
Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich 
zu rechtfertigen. Eine schriftliche Stellungnahme des Betroffenen ist in der 
Vorstandssitzung zu verlesen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu 
versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes bekanntzumachen. 
Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstands steht dem Mitglied das Recht 
der Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung hat aufschiebende 
Wirkung. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang 
des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden. Ist die 
Berufung rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand innerhalb von zwei Monaten 
die Mitgliederversammlung zur Entscheidung über die Berufung einzuberufen. 
Geschieht das nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss als nicht erlassen. Macht 
das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen den Ausschließungsbeschluss 
keinen Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist, so unterwirft es sich damit 
dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft als beendet 
gilt. 

§ 5 Mitgliedsbeiträge
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags und 
dessen Fälligkeit wird von der Mitgliederversammlung bestimmt.

§ 6 Organe des Vereins
Organe des Vereins sind a) der Vorstand; b) die Mitgliederversammlung. 

§ 7 Der Vorstand
Der Vorstand des Vereins besteht aus vier Personen, nämlich dem 1. Vorsitzenden, 
dem 2. Vorsitzenden, dem Schatzmeister und dem Schriftführer. Der Verein wird 
gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des Vorstands, darunter 
der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, vertreten. 

§ 8 Die Zuständigkeit des Vorstands
Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 
durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor 
allem folgende Aufgaben: 1. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und 
Aufstellung der Tagesordnungen; 2. Einberufung der Mitgliederversammlung; 
3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 4. Aufstellung eines 
Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr; Buchführung; Erstellung eines Jahres-
berichts; 5. Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen und sonstigen 
Verträgen; 6. Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von 
Mitgliedern.

§ 9 Amtsdauer des Vorstands
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 3 Jahren, 
vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des 
Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur 
Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode 
aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des 
Ausgeschiedenen. 

§ 10 Beschlussfassung des Vorstands
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im allgemeinen in Vorstandssitzungen, die 
vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung  vom 2. Vorsitzenden, schriftlich, 
fernmündlich, per Telefax oder auf elektronischem Wege einberufen werden. In 
jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. Einer Mitteilung 
der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 
mindestens zwei Vorstandsmitglieder, darunter der 1. Vorsitzende oder der 2. 
Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet 
die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der 
1. Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2. Vorsitzende. Die Beschlüsse 
des Vorstands sind zu Beweiszwecken in ein Beschlussbuch einzutragen und 
vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der 
Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das 
Abstimmungsergebnis enthalten. Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem 
Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu 
beschließenden Regelung erklären. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in 
einer Person ist unzulässig.

Satzung Stand 12/2013


